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Christa Markwalder: Es wird eng 
FDP-Präsident Philipp Müller geht auf Distanz- SP plant Volksinitiative für Transparenz 

VON PATRIK MÜLLER, HENRY HABEGGER 
UND CHRISlOF MOSER 

Ob die Berner FDP-Nationalrätin Christa 
Markwalder im Dezember zur höchsten 
Schweizerin gewählt wird, ist ungewiss. 
Denn sie verliert in ihrer eigenen Partei 
an Rückhalt. FDP-Präsident Philipp Mül­
ler geht auf Distanz. Er sagt zur «Schweiz 
am Sonntag»: «Mein Job ist es, die Inter­
essen der Partei zu vertreten - und Scha­
den von ihr abzuwenden. Ich werde, um 
dieses Ziel zu erreichen, keine Rücksicht 
auf die Befindlichkeiten von einzelnen 
Personen nehmen.» Für Müller steht fest: 
Die Partei, die zuletzt im Aufwind war, 

INSERAT 

habe durch die Lobbying-Affare um 
Christa Markwalder bereits «klar Scha­
den genommen». 

Mit dieser Begründung rechtfertigt 
Müller kritische Äusserungen gestern im 
Schweizer Radio SRF. Dort sagte er: «Der 
Fall ist eigentlich klar. Das Kommissions­
geheimnis wurde verletzt, da gibt es 
nichts zu beschönigen. Das ist nicht in 
Ordnung.» Auf die Frage, ob Markwalder 
als höchste Schweizerin noch wählbar 
sei, antwortete Müller nicht mit «Ja». 
Stattdessen sagte er: «Das entscheide 
nicht ich, sondern das Parlament.» Ein­
flussreiche Freisinnige hoffen, dass 
Markwalder ihre Kandidatur fürs höchs-

te Amt freiwillig 
zurückzieht. Ge­
mäss Insidern wird 
ein «Märtyrerin-
nen-Effekt» be-
fürchtet, würde 
die Partei die Poli­
tikerin offen zum 

Christa Verzicht drängen. 
Markwalder. KEY Allerdings gibt es 

auch unter Politi­
kerinnen Kritik: 

Die Aargauer FDP-Ständerätin Christine 
Egerszegi, Nationalratspräsidentin 2007, 

sagt, die Kandidatur für das Nationai­
ratspräsidium sei problematisch, wenn 

Markwalder das Kommissionsgeheimnis 
wirklich verletzt habe. 

Auftrieb bekommen mit der Lobby­
ing-Affare die Bemühungen für mehr 
Transparenz. Die SP plant eine Initiative 
für die Offenlegung der Parteifinanzie­
rung. «Das Projekt für die Transparenz­
initiative bei Parteifinanzierung und Air 
stimmungskampagnen liegt weitgehend 
von, sagt SP-Nationalrätin Nadine Mass­
hardt (BE). Der Entwurf sieht vor, dass 
Parteien ihre Eigenmittel sowie sämtli­
che Zuwendungen von mehr als 10 000 

Franken pro Jahr und Person offenlegen 
müssen. Unterstützung kommt auch aus 
anderen Parteien. > SEITEN 2/3 UND 32 



ILLUS1RATION: MARCO TANCREDI 

Das Bundeshaus soll 
werden 

Die aufgedeckte Lobbying-Affäre gibt Bemühungen für mehr Transparenz 
in der Schweizer Politik den vielleicht entscheidenden neuen Schwung 

VON CHRISTOF MOSER 

UND HENRY HABEGGER 

Wie beeinflussbar durch Geld ist die 
Schweizer Politik? Reden Parlamentarier 
mit fremder Zunge, im Namen gekauf­
ter Interessen? Die Lobbying-Affare um 
die FDP-Nationalräte Christa Mark­
walder (BE) und Walter Müller (SG), die 
derzeit für Schlagzeilen sorgt, wirft ein 
grelles Schlaglicht auf die Intransparenz 
unter der BundeshauskuppeL Gleichzei­
tig ist der aufgedeckte Lobbying-Fall nur 
die - vergleichsweise harmlose - Spitze 
des sprichwörtlichen Eisbergs. 

«Das hat mit Demokratie wenig zu 
tum, sagt die abtretende Aargauer FDP­
Ständerätin Christine Egerszegi, die im 
Interview (siehe unten) beschreibt, wie 
«National- und Ständeräte, die in Verwal­
tungsräten oder Verbänden sitzen, Ge­
setzestexte genau so formuliert haben, 
wie es die betreffende Branche vorgab.» 
Diese Erlebnisse - und die millionen­
schwere «Propagandalawine zur Aus­
schaffungsinitiative der SVP» - haben sie 
von der Transparenz-Gegnerin zur -Be­
fürworterin werden lassen beim umstrit­
tenen Thema Parteienfinanzierung. 

UNZÄHLIGE MALE SIND Anläufe genom­
men worden, um die Finanzierung der 
Parteien ebenso offenzulegen wie die 
Geldflüsse für Kampagnen. Auch die in­
transparente Lobbying-Tätigkeit und die 
Zutrittsberechtigung ins Parlamentsge­
bäude von Public-Affairs-Firmen - dazu 
gehört auch Burson-Marsteller, um die 
sich die aktuelle Lobbying-Affare dreht­
waren bereits unzählige Male Thema 
von politischen Vorstössen, ohne dass 
sich am Gemauschel im Bundeshaus 
grundlegend etwas geändert hätte. 

Doch jetzt befeuern die bekannt ge­
wordenen Fälle - einerseits der Vorstoss 
von FDP-Nationalrätin Markwalder, der 
in Kasachstan redigiert wurde, anderer­
seits die von Kasachstan bezahlte Reise 
von FDP-Nationalrat Müller- die ebenso 

langjährigen wie erfolglosen Bemühun­
gen für mehr Transparenz in der Politik 
neu und vielleicht entscheidend. 

«<m Kasachstan-Fall haben viele An­
hänger des heutigen Badge-Zutrittssys­
tems gemerkt, welches Reputationsrisi­
ko man sich damit einhandeln kanm, 
sagt FDP-Nationalrat Andrea Caroni (AR), 
der genau vor einem Jahr mit einer par­
lamentarischen Initiative für mehr Lob­
bying-Transparenz gescheitert ist. In der 
Juni-Session will Caroni seine Initiative 
erneut einreichen, aber präziser formu­
liert: «<ch werde darauf fokussieren, dass 
Public-Affairs-Lobbyisten in einem Regis­
ter offenlegen müssen, welche Mandate 
sie im Bundeshaus vertreten.» Optional 
will Caroni auch das Götti-System, mit 
dem Parlamentarier zwei Gäste - meist 
Lobbyisten - ins Bundeshaus schleusen 
können, nochmals zur Debatte stellen. 
«Die Kasachstan-Affeire illustriert, dass es 
für das Parlament ein Akt des Selbst­
schutzes sein kann, wenn die Lobbyisten 
transparenter agieren müssen im Bun­
deshaus», sagt Caroni. 

Noch weiter gehen will Claudio Kus­
ter, der persönliche Mitarbeiter des par­
teilosen Ständerats Thomas Minder (SH). 
Die beiden Initianten der erfolgreichen 
«Abzocker»-Initiative haben bereits ange­
kündigt, eine Volksinitiative für mehr 
Transparenz in der Politik ausarbeiten 
zu wollen. Gegenüber der «Schweiz am 
Sonntag» umreisst Kuster erstmals de­
tailliert, in welche Richtung die Überle­
gungen gehen: «Für Mitglieder des Stän­
derats sollen Mandate verboten werden, 
die Mitglieder des Nationalrats sollen die 
Einkünfte aus ihren Mandaten offenle­
gen müssen.» So soll sichergestellt wer­
den, dass zumindest in einer der Parla­
mentskammern - dem Ständerat - «frei 
von Partikularinteressem entschieden 
wird. Als weiteres Element der Transpa­
renz wollen Minder und Kuster das Göt­
ti-Zutrittssystem ins Bundeshaus durch 
Tagespässe für Lobbyisten ersetzen, die 
bei jedem Besuch im Parlamentsgebäu-

de in ein Register eintragen müssen, für 
wen sie lobbyieren. 

Rückenwind erhält mit der aktuel­
len Lobbying-Affare der Evergreen der 
Bemühungen für mehr Transparenz in 
der Politik: die Parteienfinanzierung. 
«Das Projekt für die Transparenzinitiati­
ve bei Parteifinanzierung und Abstim­
mungskampagnen liegt weitgehend vor. 
Wir werden jetzt weitere Gespräche mit 
Vertretern aus anderen Parteien führen», 
sagt SP-Nationalrätin Nadine Masshardt 
(BE). Sie hat das Projekt letztes Jahr feder­
führend ausgearbeitet, die SP-Spitze 
stellte es dann vorerst zurück. Jetzt, im 
Zug der Kasachstan-Affare, erhält das Ini­
tiativprojekt wieder gewaltig Schub -
auch bei Präsident Christian Levrat. 

DER ENTWURF DER INITIATIVE sieht vor, 
einen neuen Artikel in die Bundesverfas­
sung einzufügen: «Finanzielle Transpa­
renz politischer Prozesse». In Absatz 1 

steht: «Politische Parteien legen ihre Ei­
genmittel sowie sämtliche Sach- und 
Geldzuwendungen von mehr als 10000 
Franken pro Jahr und Person offen.» Wer 
für eine Abstimmungskampagne über 
100 000 Franken ausgibt, soll zudem «Hö­
he und Herkunft der Eigenmittel sowie 
sämtliche Sach- und Geldzuwendungen 
von mehr als 10 000 Franken pro Jahr 
und Person» offenlegen müssen. 

Masshardt betont, sie sei im Interes­
se einer breiten überparteilichen Abstüt­
zung offen für Anpassungen. Klar ist für 
sie: «Ziel muss sein, die Initiative nächstes 
Jahr zu lancieren. Es ist Zeit, dass das Volk 
über diese Fragen entscheiden kann.» 

• FRAGE DER WOCHE 

SOLLEN PARlEIEN SPENDEN ÜBER 10 000 

FRANKEN OFFENLEGEN MÜSSEN? 
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